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Anschreiben des Kollegen Friedrich Stapf bzgl. Gesetzesentwurf zur Änderung

des Gesundheitsdienstgesetzes (GDG)

Der ärztliche Kollege Friedrich Stapf stellt in seiner Stellungnahme zum GDG-Entwurf die

Forderung nach einem obligatorischen transvaginalen Ultraschall vor Durchführung eines

medikamentösen Schwangerschaftsabbruchs in Bayern auf. Damit würde die Möglichkeit,

dass Allgemeinärztinnen und Allgemeinärzte ebenfalls an der Versorgung zum

medikamentösen Schwangerschaftsabbruch teilnehmen, weitgehend erschwert, wenn nicht

verunmöglicht. Er begründet seine Stellungnahme mit seiner persönlichen Erfahrung und

führt Einzelfälle an, in denen die transvaginale sonographische Untersuchung aus seiner

Sicht zwingend notwendig war. Als Doctors for Choice Germany möchten wir seiner

Stellungnahme entschieden widersprechen. Sie fußt auf subjektiven Sichtweisen eines

einzelnen Arztes - dessen Erfahrungsschatz wir anerkennen - die aber nicht auf

wissenschaftlicher Evidenz beruhen oder dem allgemeinen Expertenkonsens entsprechen.

Für die Erstellung der S2k Leitlinie zum Schwangerschaftsabbruch befasste sich ein Gremium

von aus allen relevanten Fachgesellschaften delegierten Expert*innen mit der Frage der

Feststellung der Schwangerschaft und Bestimmung des Schwangerschaftsalters vor einem

Schwangerschaftsabbruch. Auf der Grundlage der internationalen Literatur wurde in der

Leitlinie die Empfehlung verabschiedet, dass die Schwangerschaft ärztlich festgestellt

werden soll (dies ist aufgrund des bestehenden § 218 StGB in Deutschland unerlässlich). Dies

ist mit einem Urintest auf HCG (handelsübliche Schwangerschaftstests) ausreichend sicher

möglich. In besonderen Fällen, wenn der Menstruationszyklus der Patientin unregelmäßig

ist, das Datum der letzten Regel nicht sicher bekannt ist oder die getastete Uterusgröße

nicht mit der errechneten Schwangerschaftswoche übereinstimmt, soll ein Ultraschall

durchgeführt werden. Der transvaginale Ultraschallmodus ist dafür in der Regel nicht

erforderlich. Für eine gute, sensible und bedürfnisorientierte gynäkologische Untersuchung

sollte der weniger invasive abdominale dem transvaginalen Ultraschallmodus zunächst

vorgezogen werden.

Zur Frage der zwingenden Notwendigkeit einer sonographischen Untersuchung vor

medikamentösem Schwangerschaftsabbruch:

Internationale Studien [u.a. Schonberg 2014, Aiken 2021, Schmidt-Hansen 2020, Anger

2021, Duncan 2022] zeigen, dass Komplikationen bei medikamentösen

Schwangerschaftsabbrüchen ohne vorherigen Ultraschall nicht vermehrt auftreten. Eine

Extrauteringravidität (Schwangerschaft außerhalb der Gebärmutter) kommt bei Frauen mit
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dem Wunsch nach einem Schwangerschaftsabbruch in <1% der Fälle vor [Aiken 2021], in

einer großen US-amerikanischen Beobachtungsstudie an 200.000 Frauen, die sich >9+0 SSW

zum Schwangerschaftsabbruch vorstellten, sogar nur in 1:100.000 Fällen [Cleland 2013].

Lediglich bei erhöhtem Risiko für eine extrauterine Gravidität (z.B. Schwangerschaften nach

reproduktionsmedizinischen Maßnahmen, nach Tubenchirurgie, bei liegendem IUP, nach

vorheriger ektoper Gravidität oder Adnexitiden) soll routinemäßig eine sonographische

Feststellung der intrauterinen Gravidität vor dem Schwangerschaftsabbruch erfolgen. Dies

kann in der Regel mit einem abdominalem Ultraschall durchgeführt werden.

Auch internationale Leitlinien halten aufgrund wissenschaftlicher Evidenz bei einem

regelmäßigen Menstruationszyklus, fehlenden Risikofaktoren oder Symptomen einer

Extrauteringravidität und dem Wunsch der Patientin nach medikamentösem Abbruch eine

Ultraschalluntersuchung für verzichtbar. [Vayssière 2018, RCOG 2018, NICE 2019, ACOG

2020, WHO 2022, RANZCOG 2023]. Die für den Herbst 2024 terminierte Neufassung der

Deutschen S3 Leitlinie wird die Empfehlungen der aktuellen deutschen sowie der

internationalen Leitlinien bestätigen.

Zur Frage der Durchführung eines abdominalen oder eines transvaginalen Ultraschalls:

In vielen Praxen hat es sich etabliert, dass beim medikamentösen Schwangerschaftsabbruch

eine vorherige Ultraschalluntersuchung abdominal vorgenommen wird. In den allermeisten

Fällen ist die Feststellung einer intrauterinen Schwangerschaft sowie des

Schwangerschaftsalters bereits ab der 5./6.SSW auf diese Weise problemlos möglich [Daya

1993, Papageorghiou 2014]. Lediglich in einzelnen Fällen muss zur Sicherung der Diagnostik

auf einen transvaginalen Ultraschall zurückgegriffen werden. Die ungewollt Schwangeren

sind oft erleichtert und bevorzugen die Durchführung einer abdominalen gegenüber der

transvaginalen Ultraschalluntersuchung, die als angenehmer und weniger invasiv

wahrgenommen wird. In der französischen Leitlinie wird beispielsweise explizit darauf

hingewiesen, dass ein Ultraschall regelhaft zunächst abdominal zu erfolgen hat, lediglich bei

diagnostischen Unklarheiten auf einen transvaginalen Ultraschall zurückgegriffen werden

soll [Vayssière 2018]. Auch in der deutschen S3 Leitlinie, die im Herbst 2024 erscheint,

werden abdominale und transvaginale Ultraschalluntersuchungen als gleichwertig bewertet.

Fazit:

Die Forderung nach einem obligatorisch durchzuführenden transvaginalen Ultraschall vor

jedem medikamentösen Schwangerschaftsabbruch hat keinerlei wissenschaftliche

Grundlage und widerspricht der deutschen sowie internationalen Leitlinien. Sie würde die

auch bisher schon schwierige Versorgung von Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch

wünschen, weiter verschlechtern.
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Berlin, den 07.07.2024

Doctors for Choice Germany e.V.

Doctors for Choice Germany e.V. ist ein 2019 gegründetes deutschlandweites Netzwerk von Ärzt*innen und

Menschen aus anderen Gesundheitsberufen, die sich für reproduktive Gesundheit und Gerechtigkeit einsetzen.

Aktuell liegt der Fokus der Vereinsarbeit bei der Verbesserung der Versorgungssituation von ungewollt

Schwangeren. Die Vereinsarbeit besteht u.a. aus der Bereitstellung von CME-zertifizierten Online-Fortbildungen

zum Schwangerschaftsabbruch zur Verbesserung der medizinischen Weiterbildung, der Initiierung des

Modellprojekts zum telemedizinisch begleiteten Schwangerschaftsabbruchs zur Überbrückung von

Versorgungslücken und sowie der Beteiligung an Aufklärungskampagnen und Öffentlichkeitsarbeit zur

Enttabuisierung. Viele der Mitglieder nehmen unmittelbar an der Versorgung und der Beratung beim

Schwangerschaftsabbruch teil.

Kontakt:

Doctors for Choice Germany e.V.

Franz-Ehrlich-Str. 12

12489 Berlin

info@doctorsforchoice.de

www.doctorsforchoice.de
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